
Bundessözialgericht L m N a m e n' d e s V o 1 k e s££:4„ELEE;ZQQLZL

ÜI‘t‘eil

'Verkündét 3Ü’ in dem Rechtsstreit
am 51„ August 1972

Der 9; Senat des_Eundessozialgerichts hat auf

' die mündliche Verhandlung vom 31° August 1972
durch

Senatspräsidentin_ Dr„ S c h w a r z
„=„_j _ Vorsitzender —‚

"Bundesricnéer _ Dr° B a r e s e l ,
Bundesrichter ’ {Dr„ W u l f h o r s t ‚
Bundessozialrichter s o-h 6 f i s c h— und
Bundessozialrichter s z a b 1 e w 5 k ;

für—Rechtßerkannt=;

Auf die Revision des Klägers Wird das Urteil

—des‘Landessozialgerichts Nordrhein—Westfalen

Vom28° Oktober 1971 abgeändert und die Be—
rufung des Beklagten gegen das Urteil des

„Sozialgeribhts Detmold vom 15° Juni 1971
izurückgewiesen‚—Soweit

sie die Rückforderung

betrifft°‘lm übrigen wird die Revision als

unbegründet zurückgewiesen°

‘ DerBeklagtehat demKlägerdie Hälfte der
aUBergeriChtli0heh Kosten aller Rechtszüge
zu erstatten°

‚.__‚„„
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Der 1899 geborene Kläger bezog wegen Hirnverletzungsfolgen '

seit 1947 eine Beschädigtenrente nach einer Minderung der

‘Erwerbsfähigkeit (MdB) von 80 VOH° Durch ZugunStenbescheid

vom 29° Juli 1960 bewertete das Versorgungsamt die ÜdE mit

100 v„H° wegen besonderen beruflichen Betroffeneeins des

Klägers in seinem früheren Beruf als Schlosser (5y50 Abso2
des Bundes?ersorguhgsgesetzes —BVG—)° Mit Bescheid vom
l7„ Mai 1965, der auf einem entsprechenden Aktenvermerk

beruht, gewährte das Versorgungsamt dem Kläger ab l° März
1964 u°a° einen Bérufsschadensausgleich; nach der Anlage B„‚

rechnete es auf den gesetzlichen Ausgleichsbetrag den.
GrundréhtenéMehrbetrag

von 70 DM an, der durch die Erhöhung

der_HdE gemäß @ 50 Abs° 2 BVG'von 80 v„H° auf 100 VOH°
erzielt wurde (@ 50 Abs° 5 BVG)° In den Auszahlungsan—

‚ordnungen vom 5, Juni 1966 und 18° Oktober 1966 ist unteri
den-Rentenmerkmalen in der Spalte 60, die.den Zusatz,g

r"€ 50, 2" enthält, eine "0" eingetragen° Der Bescheid"

vom 27, Juni 1967, der im Anschluß an den Neufeststeliu■é5£”
bescheid vom 7 Juli 1965 (über die Alterszulage — 5 5L
BVG —) für die Zeit ab 1 Oktober 1966 erlassen wurde, 3

';6eié die ebenfalls maschinell erstellten Bescheide vom“

50° April 1968 und 25° März 1969 sind in der Spalte 8,

die die MdE nach 5 50 Abs° 2 BVG betrifft, mit Strichen

versehen; in den Spalten 48 und 50 sind die vollen Beträge
;des Berufsschadensausgleiches und in der Spalte 49, die die

AnreChnung eines Mehrbetrages nach 5 50 Abs° 5 BVG be—

trifft, ist "o,oo"_eingetragen° Die auf der Rückseite

dieser drei Bescheide aufgedruckten Erläuterungen zu den
Spalten 4l bis 50 lauten jeWeils: "Auf den Berufsschadens—_

ausgleieh (Spalte 48) ist der Betrag der Grundrente anzu— ?

rechnen, der durch die Erhöhung der MdB wegen besonderer

beruflicher Betroffenheit (S 50 Abs° 2 BVG) gewährt worden

ist (Spalte 49)" '
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__ 3 _

Mit "Berichtigungsverfügung" vom 15‚ März 1970 berichtigte

das Versorgungsamt gem° @ 25 des Gesetées über das Ver—
Weltungsverfahren der Kriegsopferversorgung (VeerG) wegen

offenbarer Unrichtigk0it die Bescheide vom 27° Juni 1967?

50° April 1968 und 25° März 1969, soweit der Grundrenten—

Mehrbetragg der sich aus 5 50 Abs° 2 BVG ergibt, seit dem

la Oktober 1966 nicht auf den Berufsschadensausgleich
_angerechnet worden ist, stellte bis zum 50° April 1970

eine Überzahlung von 3054,——DMfest und forderte diese zu
Unrecht gezahlten Versorgungsbezüge gem° % 47 Abs° l

VeerGab1" Mai1970durchEinbehaltungVonmonatlichen
Raten von 40,-*DM zurück; eine besondere Härte i„S„ von
@ 47'Abs° 4 VeerG verneinte das Versorgungsamt wegen der '

Höhe der laufenden monatlichen Rente von 771‚4—DM0 Der

Wider5pruch blieb erfolglos (Bescheid vom 20° August 1970)°

Das Sozialgericht (SG) in Detmold hob die angefochtenen

Bescheideauf (Urteil vom150Juni 1971)°DasLandessozia'l—
gericht (LSG) Nordrhein—Westfalen änderte diese Entscheidung

auf die Berufung des Beklagten durch Urteil vom 28° 0ktober’
1971 ab und wies die Klage ab: Bei weiter Auslegung des_
5 25 VerWVG, die dem Sinn dieser und gleicher Vorschriften

‘ sowie praktischen Bedürfnissen entsprechea sei im vor—
liegenden Fall einegden Schreib— und Rechenfehlern ver—‚„w
gleichbare Unrichtigkeit anzunehmen° Der Ausdruck des&jp■

GewOllten stimme nicht mit dem wirklich Gewollten über—

ein; der Fehler beruhe weder auf einer unrichtigen Tat—

sachenwertung noch auf einem Rechtsirrtum„ Er sei auf ein

mechanisches Versehen zurückzuführen° Alle Rentehmerkmele

hätten festgestanden‚ und der Mehrbetrag, der sich aus

der Erhöhung nach @50Abs° 2 BVG auf Grund des Bescheides

vom 29° Juli 1960 ergeben habe‚ sei bereits in einem eben—

falls rechtsterbindlichen Bescheid auf den Berufsschadens—

ausgleich angerechnet worden° Die Unribhtigkeit sei auch‘
"öffenbar"‚ denn sie hätte von verständigen Personen aus

_‘4
_
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_
den bericntigten"ßescheiden selbst, namentlich aus der5

f■Erläuterung
zu den Spalten 48 bis 509 sowie aus dem Beé?

scheid vom l7e Mai i965 erkannt werden können„ Die Rück—
forderung des überzehlten Betrages sei nach 5 47 Abs° l

VeerG berechtigt, Ohne daß nach % 47 Abs„ 2 oder 5 VeerGl

zu prüfen sei, ob der Kläger gewußt habe oder habe wissen,
müssen, daß ihm die zuviel geWährte Leistung nicht zustehe°
Die Rückerstattung bedeute auch keine besondere Härte für

den Klägem - Das LSG hat die Revision zugelassene:

*Üäf“■iäéér“rüéf”■iä der Réöiéfö■“äinä■Verletz■■é des % 25

Satz 1 und des 5 4? Abs° l VeerG„ Die berichtigten Be—
scheide seien nicht allein infolge eines Versehens im

Ausdruck unrichtig; Weder ein—Rechtsirrtum noch'eine
un—

richtige Tatsachenwertung seien ausgeschlossen° Der zu—
ständige SaChbearbeiter sei einem Rechtsirrtum erlegen‚

als er im Juni und Oktober 1966 in den Kassenanweisungen
in die Spalte 60 eine "0" statt einer "2" eingesetzt habeo
Jedenfalls sei er möglicherweise von einer_“anatomischen

MdB“ von 100 VOH° ausgegangen° Eine unzutreffende Über—

legung als Ursache des Fehlers werde nicht durch die vor—
ausgegangene Anrechnung des Mehrbetrages gem° 5 50 Abso 5

BY9__eeesesehlo.ssen;,dene‚9%e.,...äeecheidvöm1f?Mai1965
habe keine Kessenanweisung zugrunde gelegen9 weshalb der

Sachbearbeiter bei demersten Ausfüllen einer solchen

sämtliche Tatsachen, die die Höhe des Berufsschadens—

ausgleichs beeinflussen konnten9 habe beachten müssen;

Aber selbst wenn die Unrichtigkeit‚auf einem Ausdrucks—‘

fehler beruht habe, sei eine Berichtigung nach S 25 VeerG

deshalb ausgeschlossen, weil die Unrichtigkeit nicht'

"offenbar" sei„ Eine verständige Person habe aus den
‘berichtigten Bescheiden mit Anlagen nur folgern können9

daß die Versorgungsverwaltung den sich nach 5 30 Abs„ 2

BVGergebendenGrundrentenanteilnight1ür.anrechnunes—
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pflichtig gehalten habeo Schließlich fehle eine gesetzli—

che Grundlageiürk■e Rückforderung° Die Rückerstattung
einer Überzahlung, die auf einer offenbaren Unrichtig—

‚keit i°S; des 5 25 VeerG beruhe‚ sei in 5 47 VeerG
nicht geregelt, und andere Rechtsgrundlagen beständen

nicht° Auchkönntendie Abs; 2 und3 des 5 47 VeerG
nicht entsprechend angewendet werden; denn der Kläger

habe weder Tatsachen falsch angegeben noch solche
verschwiegen und auch beim Zugang der 1967, 1968 und

1969 erlassenen Bescheide nicht gewußt‚ daß ihm der

Berufsschadensausgleich nicht in der zugesprochenen

Höhe zustehe° '

Der Kläger beantragt,

das angefochtene Urteil aufzuheben und die Berufung

des Beklagten gegen das.Urteil des SG in Detmold

vom 15° Juni 1971 zurückzuweisen°

Der Beklagte beantragt,
‘die Revision als unbegründet zurückzuweiseno

Er bezieht sich auf das angefochtene Urteil Die tat—
sächlichen Feststellungen des LSG, daß die falsche Ein—

trag■ngwi■“denfÄnsiählungsanordnungen entweder au1 einem***
unsorgfältigen Durchlesen der Bescheide von 29° Juli 1960

‚und vom 17° Mai 1965 oder auf einem Schreib— oder Über—

tragungsfehler in den Kassenanweisungen beruht habe‚

‚seien von der Revision nicht angegriffen werden und

daher bindend° Beide Ursachen seien Ausdrucksfehler i„S°

des5 25Verve°DiesetatsächlichenFeststellungen
schlössen die Möglichkeit eines Rechtsirrtums

aus„ Falls

es sich insoweit aber um_rechtliche Würdigungen durch

das LSG handele, seien diese zutreffende Allgemein lägen

Schreib— und Übertragungsfehler bei der maschinellen

_ 5--.
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Rentenberechnüng und Bescheiderteilnng‚ die erst am l° Juni
>1966 in Nordrhein—Westfalen eingeführt werden sei‚ bei der

Vielzahl der zu beachtenden Umstände gerade im Anfang sehr

nahe° Der Sachbearbeiter habe beim Ausfüllen der Aus—
‚„zahlungsanordhung vom)l6° Mai 1967 nur über die tatsäch—

lichen und rechtlichen Änderungen, die den Bérufsschädens:

ausgleich beeinflußten, zu entscheiden, dagegen die übrigen

: bekannten und feststehenden UmStände bloß zu übernehmen

Egehabt° Die Möglichkeit eines Denkfehlers über die Be—
Äémessungder MdB liege außer Betracht, weil sich die Er—
?ihöhung nach 5 50 Abs° 2 BVG aus dem Bescheid vom 170 Mai

__l965 ergebe° Selbst wenn der Sachbearbeiter sich dessen
nicht bewußt gewesen sei‚ könne er keinem Rechtsirrtum

E„erlegen sein‚ weil über die MdB—Bewertung und über die
irAnrechnung nach @ 50 Abs° 5 BVG schon vorher entschieden

gewesen sei° Eine falsche Tatsachenwertung sei ausge—
schlossen gewesen, weil im Bescheid vom 170 Mai 1965 die]

maßgebenden Tatsachen richtig bewertet werden Seien° Der

Kläger hätte ebenso wie jeder_verständige Leser die Un»
}

richtigkeit aus den ihm vorliegenden Bescheiden erkennen

vkönneno'Der gebotene Schutz des Empfängers gegenüber einen“Z
Rückforderung sei auch bei einer Anwendung des 5 47 Abso l}
VeerG möglich, komme hier aber nicht in Betrachto

Die RevisiondesKlägersiss z'nläss'ig(%ié"2"'Abs°1,Nr.—„1„
@@164, 166 des Sozialgerichtsgesetzes —SGG—)°Sie ist
auch teilweise sachlich begründete

Die
vom Beklagten berichtigteh Bescheide vom 27° Juni

1967, 30° April 1968 und25° März 1969 sind unrichtigo'Der
Beklagte hat in diesen Verwaltu■gsakten den Mehrbeträg,

der auf die Höherbewertung der MdB wegen besonderen be—

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_‚_—?"'—

ruflichen Betroffenseins (@ 50 Abs° 2 BVG) zurückzuführen

ist, entgegen der Vorschriftde's @50 Abs„ 5 BVGnicht auf

» den Berufsschadensausgleich angerechnet und infolgedessen

dem Kläger einen überhöhten Berufeschadensausgleich gewährt°

Darüber herr3cht kein Streit zwischen den Beteiligten°
Streitig ist, ob der Beklagte diesen Fehler nach 5 25 VeerG
berichtigen darf — eine Hilfsbegründung nach 5 41 VeerG

_scheidet in diesem Verfahren aus (BSG SozR Nr° 1 zu 5 25
VeerG) — und ob er den überzahlten Betrag nach 5 47

VeerG zurückfordern kann° Wie das LSG zutreffend entschieden

hat, ist die angegriffene Berichtigung rechtmäßig° Dagegen

ist die Rückforderung der überzahlten Beträge rechtswidrig,

so daß insoweit die Revision erfolgreich ist°

Nach 5 25 Satz 1 VeerG sind allein Schreib— und Rechen—

fehler sowie ähnliche offenbare Unrichtigkeiten jederzeit

zu berichtigeno-Als ein derartiger Fehler — auch i„S„ gleich—

lautender Normen (% 519 der Zivilprozeßordnung, @ 158 SGG‚

% 118 VerwG0, @92 Abs° 2 Abgabenordnung‚ Grundsatz des all—
'gemeinen Verwaltungsrechtes ) — ist nach ständiger Recht—

sprechung (BSG 15, 96; BSG SozR Nr„ 56 zu 5 77 SGG= BVB1
1965, 67; BSG 18, 270; 19, 286; BSG SozR Nr° 48 zu % 77

SGG; BSG, BVB1 1966, 57; BSG 24, 205; BSG SozR Nr„ 1 zu
"■’25 VeerG; BSG SozR■ic° 81 zu % ?7m86G = Breithaupt
19711 1058; Bundesfinanzhof — BFH — 72, 6259 627 f; BFH9

Betriebsberater 1972, 864) bloß ein_"mechanisches Ver—

sehen"‚ den° ein Mangel im Ausdruck des Gewollten zu ver—
stehen‚ dagegen nicht ein solcher bei der Bildung des Ent—
schéidungswillens und daher weder ein Rechtsirrtum noch

eine falsche rechtliche Tatsachenwertunga'8chon die Möglich—

keit eines solchen Rechtsfehlers in der Willensbildung‚

deren Ergebnis zutreffend aüsgedrückt werden ist‚ schließt

eine Unrichtigkeit ioso'des @ 25 VeerG aus° "Offenbar" ist

eine solche Unrichtigkeit, wenn sie für eine "verständige

_8_
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# 8 “

Person" aus dem Bescheid selbst und ergänzend aus den

näheren Umständen der Bescheiderteilung sowie aus den

'der Entscheidung zugrunde liegenden und dem Empfänger

bekannt gewordenen Unterlagen eindeutig erkennbar ist°

Über diese allgemeinen Grundsätze herrscht auch unter den
Beteiligten kein Streit° Umstritten ist allein deren An—

wendung auf den vorliegenden Fall° Diese Streitfrage ist.

ebenso wie in den angefochtenen Bescheiden und im Urteil

des LSG zu beantworteno

Für eine Beurteilung nach % 25 VeerG hat die arbeitsteilige
Trennung in einen vom Sachbearbeiter handschriftlich fest—

gelegten Berechnungsrahmen und in einen maschinellen Be—

rechnungsvorgang‚ der auch das Schreiben des Bescheides

f'einschließt9 keine rechtliChe Bedeutung° Das Errechnen der
V Beschädigtenrente und damit des Berufsschadensausgleichs

durch die maschinelle Rechenanlage und das Eintragen der

maßgebenden Berechnungsgrößen (Schlüsselzahlen) in die
zugrunde liegende Auszahlungsanordnung bilden gemeinsam.

die einheitliche Entscheidung, deren Berichtigung hier

’umstritten ist° Was der Sachbearbeiter rein im inneren

Behördenbetrieb jeweils falsch eintrug‚ daß nämlich die

„
„NÖTÄÄQQJQEÄ8QJQQ929333?„„9%9hS 50 Abs° 2 B_Y9„re„ssälibss9.sdfsäfäää

; beru■lichen Betroffenseins erhöht sei‚ wurde jeweils in
ifden maschinell erstellten Bescheid9 den der Kläger

er—
3éhalten hat‚ wiederholt„ Daraus wurde bei der Berechnung

gefolgert‚ @ 50 Abs° 5 BVG sei nicht anzuwenden; das war
äiauch unter jener Voraussetzung zutreffend° Was die Ur—

sache der Unriohtigkeit‚ das Übersehen der Rentenerhöhung
nach 5.50 Abs° 2 BVG, betrifft„ so ist das Revisionsge—

älricht entgegen der Ansicht des Beklagten nicht nach 5 165
? SGGan die Auffassung des LSG gebunden‚ die falsche Ein—

tragung sei auf unsorgfältiges Durchlesen der früheren*

Bescheide oder auf einen Schreib— oder Übertragungsfehler
„
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_

zurückzuführen° Diese Ausführungen im angefochtenen Urteil

sind nieht rein tatsächliche Feststellungen‚sondern bereits
Bestandteil einer rechtlichen Wertung„ Aber selbst wenn

insoweit eine Bindung nach @ 163 SGG bestände, hätte der

Senat die festgestellten Tatsachen rechtlich selbst zu

würdigen° Das führt zu_folgendem Ergebnis: Die Feststellung

des Berufsschadensausgleiches beruhte nicht auf einem
Rechtsirrtum über die Anwendbarkeit des 5 50 Abs„ 5 BVG

oder auf einer falschen rechtlichen Auswertung der MdB

"als'Tatsache, mithin nicht auf Ursachen; die eine Berichti—
gung nach 5 25 VeerG ausschlössen° Bei der Berechnung des
Berufsschadensausgleiches war für die Zeit ab lo Oktober

1966 nicht mehr neu zu prüfen und zu entscheiden„ ob @ 50

Abs° 5 BVG anzuwenden sei oder nicht’ so daß insofern ein

Fehler in der Willensbildung gar nicht in Betracht kommt°
Daran änderte sich nicht allein deshalb etwas? weil die

berichtigten Bescheide zum ersten Mal auf Auszahlungsan— “

ordnungen neuer Fassung beruhten° Vielmehr war bereitsnach

dem Bescheid vom 17" Mai 1965 5 30 Abs„ 5 BVG anzuwenden und

die Voraussetzung dieser Vorschrift‚ eine Höherbewertung

der MdB nach 5 50 Abs, 2 BVG, schon nach dem ebenfalls
réchtsverbindlichen Bescheid vom 29° Juli 1960 ($ 77 SGG,
% 24 VeerG) bejaht worden° Bei der Übernahme dieser Be—

‘rechnungsfakturen*intdiet■eufeststellungsakte*vergri■f

sich der Sachbearbeiter jeweils versehentlich im Ausdruck;
denn sein Wille wird darauf gerichtet gewesen sein!) alle

nicht im Sinne des 5 62 BVGnachträglich wesentlich ver—
änderten Berechnungswerte unverändert

zu übernehmen°

Selbst wenn er sich Vorstellungen über eine Anwendbarkeit

des 5 50 Absätze 2 und 5 BVG gemacht hätte‚ wäre dies
gegenüber seinem erkennbaren Verhalten zurückgetreten;

beim Ausfüllen der Spalte, in der nach einer Grundrenten—

erhöhung gemäß 5 50 Abs° 2 BVG gefragt wird, wählte er
versehentlich nicht den passenden‚ für das maschinelle

...10
..
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Berechnungsverfahren vorgeschriebenen Ausdruck° Beim Aue—

füllen der Auszahlungsanordnungen9 nach denen die-berich—

tigten Verwaltungsakte angefertigt wurden‚ war aber der

unverändert gebliebene Inhalt des Bescheides vom 17° Mai

1965„ in dem 3 30 Abs„ 5 BVGberücksichtigt worden war‚
maßgebend° Der im Anschluß an diesen Verwaltungsakt er—

‘lassene Bescheid vom 7„ Juli 1965‚ aus dem der Endbetrag

von 617,——DMentnommen wurde, hatte lediglich die Grund»

rente nach 5 31 Abs° l‘BVG um die Alterszulage von lO‚—»DM '

erhöht, während alle sonstigen die Rentenhöhe bestimmen—

den Umstände gegenüber dem Bescheid vom 17° Mai 1965 sich

nicht verändert hatten° Diese vom erkennenden Senat vorge—

nommeneBewertung der Unrichtigkeit stimmt mit der bis—
herigen Recht3prechung (siehe oben) überein; die einen
Fehler für versehentlich und damit berichtigungsfähig

gehalten hat‚ wenn Berechnunge€rößen aus verbindlichen
Entscheidungen zu übernehmen waren‚ dagegen nicht, wenn -
möglicherweise

neu und selbständig — unrichtig — ent—

schieden wurde°

Die einemSchreibfehlerähnlicheUnrichtigkeit wärim
vorliegenden Fall auch "offenbar"° Sie konnte von "ver—

ständigenm2ersnnen■i die an derßachainteressiertsind9
unschwer aus den fehlerhaften Bescheiden in Verbindung

mit den.beiden vorausgegangenen Verwaltungsakten7 die an
den Kläger gerichtet waren, erkannt werden„ Dafür war keine
Rechtskenntnis'erforderlich° Ob der Kläger selbst als

Beteiligter bei aufmerksamem Lesen der Bescheide den
Fehler hätte erkennen müssen und können‚ ist nach der

ständigen Bechteprechung nicht entscheidend dafür‚ ob eine

Unrichtigkeit “offenbar“ ist° In den maschinell her€e»

stellten Bescheiden machten entsprechende Kennzéichnungen

der einzelnen spalten und die ergänzende Erläuterung des

% 50 Abs° 5 BVG, die auf der Rückseite abgedruckt ist‚
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die Beréchhungsweise auch.für rechtsunkundige Personen

verständlicho Die allgemeine Rechtsbelehrung auf der
Rückseite muß im Zusammenhang mit dem Inhalt der Bescheide

gelesen werden‚ den sie erläutert° Die widersprüchlichen

Eintragungen zu 5 50 Abs° 2 BVG und die Rechtslage gemo
5 50 Abs° 5 BVGtraten in den an den Kläger gerichteten
Verwaltungsakten.augenfällig in Erscheinung„ Was nach diesen

.beiden Vorschriften aufgrund früherer Entscheidungen fest—
stand‚ läßt sich aus diesen deutlich erkennen° Die später

bérichtigten Bescheide enthalten keinen Anhalt dafür? daß

die Versorgungsverwaltung den 5 50 Abs„ 5 BVG aus Rechts—

gründen nicht mehr für anwendbar gehalten hätte° Denn aus
der weiteren Eintragung bei den Spalten über den Berufs—

schadensausgleich, daß die MdB — abweichend von den An—

gaben über Grundrente, die ergänzend durch die Bescheide

“vom 29° Juli_l960 und vom 17° Mai 1965 bestimmt wurden *
nicht nach 5 50 Abs„ 2 BVG höher bewertet sei7 war augen—
fällig zu schließen, allein wegen jenes Übertragungsfehlers

sei @50Abs„5 BVGunberücksichtigtgeblieben°DerZu— \sammenhang des Bescheides vom 27° Juni 1967 (und der ané‘

schließend an diesen ergangenen Verwaltungsakte) mit den

Bescheiden vom 29° Juli 1960 und vom 17° Mai 1965 war durch
die in jenen Bescheiden sowie im Bescheid vom 17a Juli 1965

rentha1tenen“Verweisewf“i■”Ansöhluß anao") deutlich_gemaehtf

Der Kläger braucht aber die überzahlten Berufsschadensaus—

gleichsbeträge nicht zurückzuerstatt‘en° Entgegen der Ansicht
des LSG und des Beklagten ist im Falle einer Berichtigung

nach 5 25 VeerG kein Rückforderungsrecht aus @47Abs° l
VeerG gegeben, auch nicht‚ wie der Beklagte meint;.einge—

schränkt durch den allgemeinen Grundsatz von Treu und

Glauben; Nach der ständigen Rechtsprechung aller Kriegs»
opferversorgungs—Sehate des BundessoZialgerichts bildet

@47‘Abs° l VeerG keine selbständige Ans;>ruchsgrundlage°
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Der erkennende Senat hat dies in zwei Urteilen
vom 25° Fe—

Zbruar 1972 — 9 RV 454/71 (SozR Nr° 28 zu 5 47 VeerG) — und

9 RV58/71 —gerade für Fälle von Berichtigungen nach 5 25
VeerG bestätigt und den gebotenen Vertrauensschutz aus
5}47 Abs° 3 VeerG hergeleitet° An dieser ausführlich be—f
gründeten Rechtsprechung hält der Senat naeh neuer Prüfungv

.
fest, auch unter Berücksichtigung des Urteils des LSG '

Nordrhein—Westfalen vom 8° März 1972 — L 10 V 86/71 —‚ das

' der erkennende Senat durch Urteil vom 51° August 1972 —
‚9 RV 248/72 —

aufgehoben hato Die Berichtigung aufgrund

V
des % 25 VeerG ist unter den Überzahlungsfällen, die in

,den Absätzen 2 und 3 des 5 47 VeerG geregelt sind‚ einer’d■

fBerichtigung nach den 55 41 oder 42 VeerG‚ die eine ur—
sprüngliche Unrichtigkeit voraussetzt, am engsten verwandtog

Die Besonderheit dieses Fallen‚ die in den Fällen der @@
41 und 42 VeerG nicht stets gegeben zu sein braucht? daß

die Unrichtigkeit "offenbar" sein muß‚ hat nicht etwa zur
Folge‚ daß immer einer der Tatbestände des 5 47 Abs° 5

_
VeerG vorliegt° Wenn für eine "verständige Person" die
Fehlerhaftigkeit augenscheinlich erkennbar war? muß nicht

notwendig auch der Empfänger des berichtigten Bescheides

beim Empfang der Bezüge tatsächlich gewußt haben? daß sie
’ ihm nicht in der gewährten Höhe zustanden (Abso 5 Satz 2 '

Buchst° a7 letzte Alternatite)„ Die anderen Ruckiorderungs— ?

tatbestände des % 47 Abs„ } VeerG‚ d°h° wissentlich
falsche Angabe oder wissentliches Verschweigen von erheb—

lichen Tatsachen als Ursache der Unrichtigkeit oder Kennen

oder vorsätzliches Herbeifähren eines Verfahrensmangels9

‚ werden in der Regel beim Empfänger noch seltener gegeben

sein; Im vorliegenden Fall sind sie auszuschließen° Daß
der Kläger beim Empfang der Rente jeweils tatsächlich ge«

ywußt habe‚ sie stände ihm in Höhe der nachträglich fest—

gestellten Überzahlung nicht zu‚ hat das LSG nicht festge—
stellt° Von seinem Rechtsstandpunkt aus hatte es dazu auch

keinen Anlaßq Die Behauptung des Klägers9 ihm sei die.
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Überzählung'des Berufeschädensausgleichs beim Empfang der

berichtigten Bescheide nicht bekannt gewesen‚ entspricht

bei seinem Alter, seiner Vorhildung und seinen Schädigungs—-

folgen (Hirnverletzungsfolgen mit einer MdB von 80 v„H°

nach @50 Abs° 1 BVG) allgemeiner Lebenserfahrung und wird
auch vom Beklagten nicht in Frage gestellt° Damit er—
übrigt sich eine Zurückverweisung der Sache an das LSG zur
weiteren Sachaufklärung (% 170 Abs° 2 SGG; BSG 9‚ 47, 54;
11, 44‚ 47)„ Vielmehr war der Revision stattzugeben, soweit
sie die Rückforderung betrifft° Bezüglich der Berichtigung

war sie dagegen als unbegründet zurückzuweisen°

-Die Kostentscheidung folgt aus % 195 SGG° Der Senat hat

dabei berücksichtigt9 daß der Kläger nur insoweit obsiegtf
hat, als er Sich gegen die Rückforderung der überzahlten

Versorgungsbezüge gewandt hat°
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